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Zur Reform des einstweiligen Rechtsschutzes im

geistigen Eigentum Chinas

Peter Ganea !

Abstract

Der einstweilige Rechtsschutz des geistigen Eigentums, also insbesondere Anordnungen zur Unterlassung von Verlet-
zungshandlungen, auflerdem die Beweissicherung und die Sicherung von Vermégen, ist zwar im chinesischen Zivilprozess-
recht wie auch in Spezialvorschriften umfassend geregelt, wird aber selten in Anspruch genommen. Der Beitrag beleuchtet
neuere Entwicklungen in der Rechtsprechung, die auf einen erleichterten Zugang zu diesem Schutzinstrument hoffen lassen.

I. Einfithrung

Chinas Volksgerichte miissen erhebliche jdhrliche
Zuwdichse an Immaterialgiiterrechtsstreitigkeiten be-
wiltigen. 2016 betrug der Anstieg an neu angenom-
menen oder in néchster Instanz neu verhandelten
Zivil-, Verwaltungs- und Strafsachen gegeniiber dem
Vorjahr 19,07 % (insgesamt 177.705 Klagen).? Umso
mehr verwundert, dass der einstweilige Rechtsschutz
bislang ein Schattendasein fristet. Dabei sind Maf3-
nahmen zur Einstellung von Verletzungshandlungen,
zur Sicherung von Vermégen und zur Sicherung von
Beweisen, die schon vor der Einleitung des Hauptsa-
cheverfahrens bei Gericht beantragt werden kénnen,
weltweit ein beliebtes Instrument der Durchsetzung
des geistigen Eigentums. Die vorzeitige Einstellung von
Verletzungshandlungen hilft irreparable Verluste auf
Seiten des Rechtsinhabers zu vermeiden, ebenso das
Sicherstellen von Vermdgen zur Absicherung spiterer
Schadensersatzforderungen. Eine weitere Mafinahme
des einstweiligen Rechtsschutzes, die Beweissicherung,
ermoglicht vielfach dem Rechtsinhaber tiberhaupt den
Klageerfolg, indem sie den Antragsgegner daran hin-
dert, beweisdienliche Unterlagen und Gegenstinde,
die sich unter seiner Kontrolle befinden, zu vernichten
oder beiseitezuschaffen. Bei ihr kommt es in beson-
derer Weise auf den Uberraschungseffekt an, daher
erfolgt sie hdufig ohne Anhérung des Antragsgegners.
Zugleich sind aber auch die Interessen womoglich un-
schuldiger Antragsgegner zu wahren. Daher miissen
Antragsteller ihr Schutzinteresse dem Gericht glaub-
haft machen, auSerdem verlangen Gerichte hdufig die
Hinterlegung einer Sicherheit, wenn sie nicht gar wie

1 Dr phil., Vizedirektor des Chinesisch-Deutschen Instituts fiir

Internationales Wirtschaftsrecht an der juristischen Fakultit der
Tongji-Universitit Shanghai.

2 Siehe Bericht des Obersten Volksgerichts iiber den ge-
richtlichen Schutz des Geistigen Eigentums 2016 <http:
/ /www.court.gov.cn/zixun-xiangqing-42362.html> (zuletzt
eingesehen am 2.2.2018); darunter laut dem WeifSbuch ,2016
Intellectual Property Rights Protection in China” des Staatsamts
fiir Geistiges Eigentum 136.534 Zivilstreitigkeiten, eine Steigerung
gegeniiber dem Vorjahr um 24,82% <http://english.sipo.gov.
cn/laws/whitepapers/201709/t20170901_1318264.html>  (zuletzt
eingesehen am 2.2.2018), S. 8.
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in China gesetzlich vorgeschrieben ist, aus der der An-
tragsgegner im Falle eines Antrags, der sich spéter
als unbegriindet herausstellt, fiir Verluste beispiels-
weise aus Produktionsausfillen entschddigt werden
kann. Auch ist der einstweilige Rechtsschutz vielfach,
so auch in China, einem strengen Fristenregime un-
terworfen. Es bindet sowohl Gerichte, die rasch iiber
die Begriindetheit eines Antrags befinden sollen, aber
auch Antragsteller, die im Falle einer vorprozessualen
MafSnahme rasch das Hauptsacheverfahren einzuleiten
haben.

Wie nachfolgend ausgefiihrt, ist der chinesische
einstweilige Rechtsschutz umfassend geregelt, den-
noch wird er vergleichsweise selten in Anspruch ge-
nommen. Bis 2013 — danach wurden keine Zahlen
mehr veréffentlicht — verzeichneten die offiziellen Be-
richte des Obersten Volksgerichts zum gerichtlichen
Schutz des geistigen Eigentums nur wenige Mafsnah-
men pro Jahr, wobei allerdings nur der vorprozessuale
(U7 Hj) einstweilige Rechtsschutz erfasst wurde. Wie
noch auszufiihren sein wird, beschrianken sich auch
die derzeit in Kraft befindlichen Gesetze tiber das geis-
tige Eigentum auf die Sonderregelung des einstweili-
gen Rechtsschutzes vor Prozessbeginn, wohingegen die
allgemeinen zivilprozessualen Vorschriften einstwei-
lige Mafinahmen auch wéhrend des Streitverfahrens
umfassen. 2013 wurden demnach 11 Antrdge auf An-
ordnung der Einstellung von Verletzungshandlungen,
173 Antrage auf Beweissicherung und 47 Antrdge auf
Vermogenssicherung vor Prozessbeginn eingereicht.?
Zwar fiihrt der Bericht von 2013 weiter aus, dass fast
allen Antragen stattgegeben wurde, was auf den ers-
ten Blick eine gewisse Aufgeschlossenheit der Justiz
gegeniiber dem einstweiligen Rechtsschutz vermuten
lasst, allerdings sind darin nicht jene Antrage erfasst,
die Rechtsinhaber beispielsweise wegen erniichternder
richterlicher Hinweise auf die Erfolgsaussichten von
sich aus zuriickgezogen haben.

Auslandischen Rechtsinhabern zufolge werden
einstweilige Mafinahmen tatsdchlich nur sehr zo-

> o vk B R R AR AR R B (2013 4F)  <http://zscq.
court.gov.cn/bhcg /201404 /t20140425_195314.html> (zuletzt einge-
sehen am 2.2.2018).
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gerlich gewdhrt. Beklagt werden insbesondere die
strengen Anforderungen an die Belege tiber den
Rechtsbestand des Schutzrechts, die Verletzungswahr-
scheinlichkeit, die Dringlichkeit und dergleichen, die
Antragsteller vorlegen miissen, um das Gericht von
der Notwendigkeit einer einstweiligen Mafinahme
zu Uberzeugen. Bei Antrigen auf Beweissicherung
sollen Richter sogar ausgerechnet jene Belege einge-
fordert haben, die durch die beantragten Mafinahmen
tiberhaupt erst zu erlangen gewesen wéren.*

Vor einer weitergehenden Untersuchung moglicher
Ursachen fiir die geringe Beliebtheit des einstweiligen
Rechtsschutzes soll zunéchst ein kurzer Uberblick iiber
das derzeitige einschldgige Regelwerk gegeben wer-
den.

II. Das derzeitige Regelwerk zum einstweiligen
Rechtsschutz

1. Die einschldgigen Vorschriften

Das derzeit auf einstweilige MaSsnahmen anzuwen-
dende Regelwerk auszumachen ist nicht ganz einfach.
Allgemeinere, im Hinblick auf Schutzgegenstinde un-
bestimmte Vorschriften sind im Zivilprozessgesetz
(ZPG) von 1991 in der Fassung von 2017° enthal-
ten. Zugleich regeln das Patentgesetz (PatG, zuletzt
gedndert 2008),° das Urheberrechtsgesetz (UrhG, zu-
letzt gedndert 2010)” und das Markengesetz (MarkenG,
zuletzt gedndert 2013)® den immaterialgiiterrechtsspe-
zifischen einstweiligen Rechtsschutz, der aber, wie er-
wiéhnt, auf vorprozessuale Mafinahmen beschrankt ist.
Auch weichen die dlteren Bestimmungen des PatG und
des UrhG in einigen weiteren Punkten, insbesondere
hinsichtlich der Frist, bis zu deren Ablauf das Hauptsa-
cheverfahren einzuleiten ist, vom ZPG ab, da sie noch
nach Mafigabe des alten ZPG in der Fassung von 1991
ausgestaltet sind. Das neue MarkenG regelt demgegen-

4 Laut einem Bericht des US Patent and Trademark Office, der
zwischenzeitlich wohl vom Netz genommen wurde, obwohl er
hier noch angekiindigt wird: <https:// www.uspto.gov/ learning-
and-resources/ ip-policy/ enforcement/ report-patent-enforcement-
china> (zuletzt eing esehen am 2.2.2018).

5 e N R IR E R IR <http:/ /www.npc.gov.cn/npc/
xinwen/2017-06/29/ content_2024892. htm> (zuletzt eingesehen am
2.2.2018), deutsche Ubersetzung der umfassenden Neuregelung von
2012 von Caspar Heinrichowski/Knut Benjamin Pifiler, Zivilprozessge-
setz der Volksrepublik China (Revision 2012), in: ZChinR 2012, S. 307
ff.; § 81 tiber Beweissicherungsmafinahmen und Abschnitt 9 (§§ 100—
108) tiber ,Sicherung und Vorwegvollstreckung”

6 it A\ R I E L F B <http://www.sipo.gov.cn/zcfg/
fifg/z1/£1/201509/t20150902_1169595.html> (zuletzt eingesehen am
2.2.2018); englische Ubersetzung: <http:/ /www.wipo.int/wipolex/
en/text.jsp?file_id=178664> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018); § 66
zur Einstellungsanordnung und § 67 zur Beweissicherung.

7oA R I FNE E EALE <http:/ /www.gov.cn/flfg/2010-
02/26/content_1544458. htm> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018); eng-
lische Ubersetzung: <http://www.wipo.int/wipolex/en/textjsp?
file_id=186569> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018); § 50 zur Einstel-
lungsanordnung und § 51 zur Beweissicherung.

8 rhe \ R IAIE RibRIE, <http://www.gov.cn/jrzg/2013-08/30
/content_2478110.htm> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018); englische
Ubersetzung: <http://www.wipo.int/wipolex/en/text.jsp?file_id=
341321> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018); § 65 zur Einstellungsan-
ordnung und § 66 zur Beweissicherung.

iiber in § 65 zur Einstellung von Rechtsverletzungen
und zur Vermogenssicherung sowie in § 66 zur Be-
weissicherung nur noch allgemein, dass Antrdge auf
einstweilige Mafsnahmen , nach Mafigabe der gesetzli-
chen Vorschriften” zu stellen sind.

Die einschlédgigen prozessualen Vorschriften in Be-
zug auf alle Arten von Zivilstreitigkeiten sind in § 81
iiber die Beweissicherung und im 9. Abschnitt (§§ 100
108) tber ,Sicherung und Vorwegvollstreckung” des
ZPG enthalten. Nach § 81 Abs.1 ZPG kann die Be-
weissicherung wihrend des Verfahrens beantragt oder
vom Gericht von Amts wegen verfiigt, bei Vorliegen
dringender Umstidnde gemifs § 81 Abs. 2 auch schon
vor Klageerhebung beantragt werden. Ebenso unter-
scheidet das ZPG zwischen ,Sicherungsmafsnahmen”,
die wihrend des Verfahrens beantragt oder von Amts
wegen vom Gericht verfligt werden koénnen (§ 100)
und Sicherungsmafinahmen, die vor Klageerhebung
beantragt werden koénnen (§ 101). Dass der Begriff ,Si-
cherungsmafinahmen” nicht nur die Sicherung von
Vermogen umfasst, sondern auch die Anordnung zum
Handeln oder Unterlassen, beispielsweise zur Einstel-
lung einer Verletzungshandlung, wird in § 100 klarge-
stellt.

Neben den Hauptgesetzen sind in China fiir al-
le Arten von Rechtsfragen, so auch fiir das geistige
Eigentum, flankierende behordliche und sogar gericht-
liche Nebenvorschriften von grofier Bedeutung. Fiir
den einstweiligen Rechtsschutz sind insbesondere die
,Justizauslegungen” des Obersten Volksgerichts mafs-
geblich, die allen Volksgerichten verbindlich vorschrei-
ben, wie sie die eher allgemein gehaltenen Gesetzes-
vorschriften zu verstehen und anzuwenden haben.’
Daneben enthalten auch noch Verwaltungsvorschrif-
ten des Staatsrates und untergeordneter Fachbehorden
Vorschriften tiber den Schutz des geistigen Eigentums.
Diese regeln aber vor allem die sogenannte administra-
tive Rechtsdurchsetzung, auf die in anderem Zusam-
menhang noch genauer eingegangen wird, nicht den
einstweiligen Rechtsschutz, der in China wie in den
meisten Landern eine rein gerichtliche Angelegenheit
ist.

Vorschriften {iiber einstweilige Mafinahmen in al-
len Bereichen des Zivilrechts enthdlt zundchst die
Justizauslegung betreffend das Zivilprozessgesetz der
Volksrepublik China vom 18.12.2014, insbesondere die
§§ 152-173 zur Sicherung und Vorwegvollstreckung.!
Sie befassen sich iiberwiegend mit Einzelheiten des
Verfahrens zur Sicherung oder zum Einfrieren von
Vermogen, in geringerem Umfang mit Anordnungen
zum Handeln oder Unterlassen. Zudem sollten die
Vorschriften tiber Sicherungsmafinahmen auch auf die

Nach § 104 des Gesetzgebungsgesetzes i. d. F. v. 2015 ist das Obers-
te Volksgericht befugt, verbindliche Auslegungen zu bestimmten
Rechtsfragen zu erlassen; grundlegend dazu Bjorn Ahl, Die Justizaus-
legung durch das Oberste Volksgericht der VR China — Eine Analyse
der neuen Bestimmungen des Jahres 2007, ZChinR 3/2007, S. 251 ff.
OOREm ONR SRR TEM b AN RIERE R FR
7 B> M f# B <http://gongbao.court.gov.cn/Details/
63ff48da6a9792f8ad1cb65a8b99d1.html> (zuletzt eingesehen am
2.2.2018).
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Beweissicherung anwendbar sein, in Analogie zu § 81
Abs. 3 ZPG, der vorschreibt, dass sich das Beweis-
sicherungsverfahren nach den Vorschriften tiber die
Sicherungsmafsnahmen in den §§ 100 ff. ZPG zu rich-
ten hat. Fiir die nachfolgenden Ausfiihrungen zum
immaterialgiiterrechtlichen einstweiligen Rechtsschutz
enthélt die Justizauslegung zum ZPG freilich wenig
Relevantes, daher sei sie hier nur der Vollstandigkeit
halber erwahnt.

Eigens fiir das Immaterialgiiterrecht sind die ,Be-
stimmungen zu Fragen der Rechtsanwendung auf die
vorprozessuale Einstellung von Patentverletzungen”
vom 7. Juni 2001 (nachfolgend ,Patentauslegung)!!
und die ,,Auslegung zu Fragen der Rechtsanwendung
auf die vorprozessuale Einstellung von Verletzungen
des ausschlieSlichen Rechts an der eingetragenen Mar-
ke und auf Beweissicherungsmafsnahmen” vom 25.
Dezember 2001 (nachfolgend ,Markenauslegung”)!?
mafgeblich. Letztere ist laut § 30 Abs. 2 einer weiteren
Justizauslegung zu einigen Fragen der Rechtsanwen-
dung auf urheberrechtliche Zivilstreitigkeiten” vom
12. Dezember 2002,'3 auch auf Urheberrechtsverletzun-
gen anzuwenden. Die genannten Auslegungen sind
schon recht alt und widersprechen ebenso wie das
PatG und das UrhG in einigen Punkten dem gelten-
den ZPG. Der Hauptwiderspruch betrifft, wie erwahnt,
die Frist ab Durchfiithrung einer vorprozessualen einst-
weiligen Mafinahme, innerhalb derer der Antragsteller
das Hauptsacheverfahren einzuleiten hat. Nach den
dlteren Vorschriften!* betrégt sie 15 Tage, nach § 101
Abs. 3 ZPG tiber die vorprozessuale Sicherungsmaf-
nahme, der laut § 81 Abs. 3 ZPG auch auf Beweissiche-
rungsmafinahmen anzuwenden ist, grofSziigigere und
auch mit Art. 50 Abs. 6 des TRIPS-Ubereinkommens
im Einklang befindliche 30 Tage. In der Praxis hat
die Rechtsprechung diesen Widerspruch freilich schon
aufgelost, und zwar indem sie die &dlteren Vorschriften
aufler Acht lasst und sich auch in Patent- und Ur-
heberrechtsfillen nur noch auf das neue ZPG stiitzt.
Die Gerichte sind somit der Erwartung mancher Kom-
mentatoren kurz nach der Neuregelung des ZPG nicht
gefolgt, wonach dessen Vorschriften tiber einstweilige
Mafinahmen nur auf Schutzgegenstinde wie Unter-
nehmensgeheimnisse oder Pflanzensorten angewendet

W B N R BE T X YRR A0 % I AUAT A s A A A
TFHLE, Amtsblatt des Obersten Volksgerichts 2001 Nr. 4, S. 128; eng-
lische Ubersetzung: <http:/ /www.cpahkltd.com/EN/info.aspx?n=
20100317113416327394> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018).

120 B A RER B 5% VR B 45 1R R U M R bR & BT o (R 4iiE
YA FH e £ ) LAY iR B¢, Amitsblatt des Obersten Volksgerichts 2002,
S. 37 ff.; englische Ubersetzung: <http://www .xzlsw.com/en/
intellectual-property /regulation/2010-08-27 /171.html> (zuletzt
eingesehen am 2.2.2018).

135 N B I 6 T o B VA R T 4 49 13 PR A T W R
fi# ¢, Amtsblatt des Obersten Volksgerichts 2002, S. 60 ff.; englische
Ubersetzung: <http://www.wipo.int/wipolex/en/text.jsp?file_id=
181509> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018).

14 Zum Patentrecht: § 66 Abs. 4 PatG in Verb. mit § 12 der Patentaus-
legung zur vorprozessualen Unterlassungsanordnung, § 67 Abs. 4
PatG zur Beweissicherung; zum Urheberrecht: § 50 Abs. 2 UrhG zur
Unterlassungsanordnung (mit Verweis auf § 93 des ZPG a.F.), § 51
Abs. 4 UrhG zur Beweissicherung und § 12 der auch auf Urheber-
rechtsstreitigkeiten anzuwendenden Markenauslegung.
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wiirden, deren einstweiliger Rechtsschutz nicht spe-
zialgesetzlich geregelt ist, auf das Patent- und Urhe-
berrecht hingegen weiterhin die &lteren Spezialrege-
lungen." Die einschldgigen Entscheidungen, auf die
noch einzugehen sein wird, stammen fast ausschlief3-
lich von den 2014 in Peking, Shanghai und Guangzhou
eingerichteten Gerichten fiir Geistiges Eigentum, die, in
der Instanzenhierarchie auf Ebene der Mittleren Volks-
gerichte angesiedelt, fiir eine Vereinheitlichung der
landesweiten Rechtsprechung insbesondere in tech-
nisch anspruchsvollen Streitfillen sorgen sollen.!®

Umfassende Anderungen des Patent- und Urheber-
rechtsgesetzes sind derzeit im Gange, so dass das
verwirrende Nebeneinander von einander widerspre-
chenden élteren und neueren Vorschriften bald der
Vergangenheit angehoren wird. Zugleich arbeitet das
Oberste Volksgericht an einer neuen Justizauslegung
betreffend einige Fragen der Anwendung der Gesetze
auf die Priiffung von Sicherungsmafinahmen betref-
fend Handlungen bei Streitigkeiten, die das geistige
Eigentum und das Lauterkeitsrecht zum Gegenstand
haben. Ein erster Entwurf wurde am 26.2.2015 zur 6f-
fentlichen Diskussion ins Netz gestellt (nachfolgend
,Entwurf”).)” Er ist, wie schon aus dem Titel hervor-
geht, auf Anordnungen beschrénkt, die ,Handlungen”,
beziehungsweise deren Unterlassung oder Vornahme,
zum Gegenstand haben. Beweissicherung und das Ein-
frieren von Vermogen, die dem Antragsgegner nicht
so sehr Handeln oder Unterlassen, sondern eher Dul-
den abfordern, bleiben darin ungeregelt, wie auch aus
§ 19 des Entwurfs deutlich wird, wonach gleichzeitig
eingereichte Antrdge auf Beweis- und Vermdogenssi-
cherung separat nach Mafigabe des ZPG und weiterer
einschldgiger hochstrichterlicher Auslegungen zu prii-
fen seien.!®

Weitere ausfiihrliche, wenn auch nicht immaterial-
gliterrechtsspezifische Vorschriften insbesondere iiber
den Verfahrensablauf bei der Sicherung oder beim
Einfrieren von Vermogen enthilt die angesprochene
Justizauslegung zum ZPG in den §§ 152-168, so bei-
spielsweise in § 153, wie das Gericht bei der Siche-
rung von saisonalen, verderblichen oder anderweitig
schwer aufzubewahrenden Erzeugnissen zu verfahren
hat, oder dass das Gericht den Gegenstand der Si-
cherungsmafinahme durch einen vom Antragsgegner

15 So ZHANG Guangliang, Impact of New Chinese Civil Procedure

Law on Interim Measures on IP Civil Procedures Litigation, in: China
Patents & Trademarks 2013, Nr. 1, S. 8 ff.

16 Einen umfassenden Uberblick gewahrt Duncan Matthews, Intel-
lectual Property Courts in China, in: Spyros Maniatis/loannis Kokkoris/
WANG Xiaoye (Hrsg.), Competition Law and Intellectual Property in
China and the ASEAN, Oxford University Press, 2017, im Erschei-
nen; vorab erhiltlich als Queen Mary School of Law Legal Studies
Research Paper No. 254/2017, <https:/ /ssrn.com/abstract=2917154>
(zuletzt eingesehen am 2.2.2018).

Ve NRBBER T AL ANAT AL SE G A ST R R A S FIE ik
A SRR (IESR B ILRS ) <http:/ /www.court.gov.cn/zixun-
xiangqing-13517.html> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018).

18 Ob derzeit Parallelregelungen zur immaterialgiiterrechtlichen
Beweis- und Vermogenssicherung in Arbeit sind, konnte nicht ermit-
telt werden.
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angebotenen gleichwertigen Vermdgensgegenstand er-
setzen kann (§ 167).

Schliefilich geht der Regelungsumfang des Entwurfs
in zweierlei Hinsicht tiber die spezialgesetzlichen Vor-
schriften des PatG, UrhG und MarkenG wie auch der
beiden alten Justizauslegungen zum PatG und zum
MarkenG hinaus: zum einen erstreckt er sich auf das
gesamte geistige Eigentum, also auch auf die von den
derzeit geltenden Auslegungen nicht erfassten Gebiete
wie die genannten Pflanzensorten, Geschéftsgeheim-
nisse und dergleichen."

Zum anderen ist er wie das ZPG und dessen Jus-
tizauslegung nicht auf vorprozessuale Mafinahmen
beschrénkt. So regelt § 1 des Entwurfs, dass einst-
weilige Mafisnahmen beim Volksgericht ,bis zu einer
rechtskréftigen Entscheidung oder einem rechtskraf-
tigen Schiedsurteil” beantragt werden konnen, also
sowohl vor als auch nach der Klageerhebung. Die neue
Auslegung wére somit, wenn sie erst einmal in Kraft
getreten ist, die erste immaterialgiiterrechtliche Vor-
schrift, die klarstellt, dass auch im geistigen Eigentum
einstweilige MafSnahmen wéhrend des Verfahrens be-
antragt werden konnen. Dies sollte zwar nach den
angesprochenen allgemeinen zivilprozessualen Vor-
schriften auch heute schon moglich sein, allerdings war
diese Frage bis zuletzt umstritten.?

2. Fristen

Derzeit sollten zumindest jene élteren immaterialgii-
terrechtlichen Vorschriften weiterhin Geltung haben,
die mit dem ZPG von 2012 in Einklang stehen. Was Fris-
ten angeht, regeln sie neben der besprochenen, durch
die Rechtsprechung weitgehend aufler Kraft gesetzten
15-Tage-Frist eine auch im neuen ZPG in § 100 Abs. 3 zu
Sicherungsmafsnahmen wahrend des Verfahrens (hier
freilich nur bei Dringlichkeit) sowie in § 101 Abs. 2
zu vorprozessualen Mafinahmen enthaltene, laut § 81
Abs. 3 ZPG auch auf die Beweissicherung anzuwen-
dende 48-Stunden-Frist,?! in der das Gericht iiber die
beantragte Mafinahme zu entscheiden hat (im Falle
einer positiven Entscheidung hat es die Mafinahme so-
dann ,unverziiglich” zu ergreifen), sowie nach § 10
der Patentauslegung und § 10 der Markenauslegung
eine 10-Tage-Frist ab der Gewdhrung einer einstwei-
ligen Mafinahme, innerhalb derer der Antragsgegner
substantiierten Widerspruch einlegen kann.

19 Der Entwurf enthlt eine Reihe von weiteren Regeln, beispiels-

weise iiber die Zustindigkeit des mit dem Hauptsacheverfahren
befassten Gerichts fiir die weitere Durchfiihrung einer vorprozes-
sualen Anordnung, wenn diese bei einem anderen Gericht beantragt
worden ist, auf die nachfolgend nicht im Einzelnen eingegangen wer-
den kann.

20 Oliver Pfaffenzeller, Patent Infringement Procedures and Remedi-
es, in: Stefan Luginbuehl/Peter Ganea (Hrsg.), Patent Law in Greater
China, Edward Elgar 2014, S. 209 ff. (240, 244).

21 Zum Patentrecht: § 66 Abs. 3 PatG in Verb. mit § 9 Patentaus-
legung zur Unterlassungsanordnung, § 67 Abs. 3 PatG zur Beweis-
sicherung; zum Urheberrecht: § 50 Abs. 2 UrhG zur Unterlassung
mit Verweis auf § 93 Abs. 2 des ZPG a.F., § 51 Abs. 2 UrhG zur Be-
weissicherung, § 9 Abs. 1 der auch auf Urheberrechtsstreitigkeiten
anzuwendenden Markenauslegung.

§ 4 des angesprochenen Entwurfs einer zukiinftigen
Auslegung wiirde mit Blick auf vorprozessuale wie
auch prozessuale Mafinahmen ein flexibleres Fristen-
regime vorsehen, wonach Gerichte nur noch , rechtzei-
tig” tiber Antrdge entscheiden sollen. Eine alternativ
vorgeschlagene Regelungsvariante will den Gerichten
gar eine Frist von 30 Tagen einrdumen, sofern Dring-
lichkeitserwdgungen nicht fiir unverziigliche Mafsnah-
menergreifung sprechen. Sodann sollen gem. § 13 nach
einer Entscheidung beide Parteien Gelegenheit erhal-
ten, innerhalb von fiinf Tagen ihre Uberpriifung zu
beantragen, die das Gericht innerhalb von zehn Tagen
vorzunehmen hat. Ein erweiterter Regelungsvorschlag
sieht zudem vor, dass die Uberpriifung durch einen
neu zusammengesetzten Spruchkorper vorgenommen
werden soll.

3. Vom Antragsteller einzureichende Belege

Wie erwihnt, sind die Gerichte hinsichtlich der vom
Antragsteller beizubringenden Belege derzeit ausge-
sprochen anspruchsvoll, was freilich aus dem Wortlaut
der beiden Auslegungen zum vorprozessualen Rechts-
schutz von 2001 noch nicht hervorgeht. Sie regeln
zundchst nur, dass Antragsteller ihre Rechtsinhaber-
schaft, wenn es sich dabei um Lizenzinhaber handelt,
ihre ausschlieflliche Lizenzinhaberschaft belegen miis-
sen (§ 1 Abs. 2 der Patentauslegung, § 1 Abs. 2 der
Markenauslegung). Im Falle von bedingt ausschliefs-
lichen Lizenzen, die nicht auch den Rechtsinhaber
von der lizenzgeméfien Nutzung ausschlieffen, muss
tiberdies der Verzicht des Rechtsinhabers auf eigenes
Vorgehen nachgewiesen werden. Inhabern von ein-
fachen Lizenzen bleibt der einstweilige Rechtsschutz
bislang verwehrt, § 1 des Diskussionsentwurfs sieht al-
lerdings vor, dass auch solche Lizenznehmer kiinftig
einstweilige MafSnahmen beantragen diirfen, sofern sie
dazu vom Rechtsinhaber ausdriicklich bevollméchtigt
worden sind.

Zudem ist nach der gegenwértigen Regelungslage
der Umfang der beantragten Mafinahme konkret zu
benennen (§ 3 der Patentauslegung, § 3 der Marken-
auslegung). Des Weiteren ist ihre Dringlichkeit bezie-
hungsweise Eilbediirftigkeit nachzuweisen. § 4 Abs. 1
der Patentauslegung verlangt iiberdies Belege tiber den
Rechtsbestand des Patents und bei Antrdgen, die oh-
ne Sachpriifung erteilte Gebrauchsmuster betreffen,
einen vom Staatsamt fiir Geistiges Eigentum (SIPO)
anzufertigenden Recherchenbericht® iiber die Schutz-
fahigkeit des Musters. Der Diskussionsentwurf regelt
in § 7 demgegentiber nur noch allgemein in Bezug auf
alle Arten von Schutzrechten, dass das Gericht den
Rechtsbestand des in Frage stehenden Schutzrechts zu
berticksichtigen hat. Demnach sollen die Gerichte nicht
mehr ausdriicklich verpflichtet sein, bei Gebrauchs-

22 Seit der Anderung von 2008 ,Evaluationsbericht” (FE4fr 4 %),
der sich vom friiheren Recherchenbericht (#;Z R &) unter anderem
dadurch unterscheidet, dass er nur noch vom Rechtsinhaber oder in-
teressierten Parteien, aber nicht mehr von jedermann beim Staatsamt
fiir Geistiges Eigentum angefordert werden kann.
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mustern vom Antragsteller die Vorlage eines solchen
Berichts zu verlangen. Dies stiinde zwar mit der Ge-
setzeslage im Einklang, da die Gerichte nach § 61
Abs. 2 PatG den Bericht im Falle von Gebrauchsmuster-
wie auch Geschmacksmusterklagen lediglich einfor-
dern kdnnen, verwundert aber angesichts zahlreicher
Berichte tiber rechtsmissbrauchliche Antrige betref-
fend wertlose Muster bis in die jiingste Zeit hinein.?*
Uberhaupt geht der Diskussionsentwurf an keiner Stel-
le auf die Besonderheiten einzelner Schutzrechtsarten
ein.

4. Sicherheitsleistung

Bei Antrdgen auf Mafinahmen zur Einstellung von
Verletzungshandlungen und zur Vermogenssicherung
ist in China regelméfig eine Sicherheitsleistung zu hin-
terlegen, deren Hohe das Gericht gemafs § 6 Abs. 3
der Patentauslegung und § 6 Abs. 5 der Markenaus-
legung unter anderem nach den Kosten fiir Produk-
tionsausfille seitens des Antragsgegners, Lagerungs-
kosten und dergleichen zu bestimmen hat. Das Gericht
kann sie nachtrdglich anheben, wenn es zu der An-
nahme gelangt, dass der mdogliche Schaden auf Seiten
des Antragsgegners hoher ausfallt als urspriinglich er-
wartet (§ 7 Patentauslegung, § 7 Markenauslegung).
Der Diskussionsentwurf stellt in § 10 klar, dass es
nicht Aufgabe der Gerichte sein soll, eine unzureichen-
de Sicherheitsleistung zu erkennen, sondern dass es
dem Antragsgegner obliegt, dies nachzuweisen. Leistet
der Antragsteller einer Aufforderung zur Aufstockung
nicht Folge, so § 10 des Entwurfs weiter, soll die
Mafinahme fortan nicht mehr in jedem Fall ganzlich
aufgehoben, sondern, wo moglich, lediglich abgemil-
dert werden.

§ 9 des Diskussionsentwurfs zufolge soll zudem
die Sicherheit weiterhin in jedem Fall hinterlegt wer-
den. Die Gerichte sollen also auch in Zukunft nicht
dartiber befinden kénnen, ob tiberhaupt eine Sicher-
heitsleistung erforderlich ist, beispielsweise weil die
Begriindetheit des Antrags klar auf der Hand liegt.
Weiterhin stellt § 9 Abs. 3 des Entwurfs klar, dass
ihre Hohe zur Bestimmung der Entschddigung des An-
tragsgegners im Falle eines unbegriindeten Antrags
herangezogen werden, dass aber die Entschdadigung im
Falle von ,boswilligen”, also wohl rechtsmissbrauch-
lichen Antragen durchaus deutlich hoher ausfallen
kann. SchliefSlich soll geméf3 § 11 im Gegensatz zur bis-
herigen Praxis der Antragsgegner Gelegenheit erhal-
ten, unter bestimmten Umstdnden durch Hinterlegung
einer Sicherheitsleistung seinerseits eine Aufhebung
der einstweiligen Mafinahme zu bewirken, so beispiels-
weise wenn der Rechtsinhaber damit einverstanden ist,
wenn das Ziel der Mafinahme auch mit Hilfe des hin-
terlegten Betrages erreicht werden kann oder wenn ein
Fortdauern der Mafinahme eine unangemessene, ir-
reparable Schadigung des Antragsgegners zur Folge
haben konnte.

23 Gjehe Fn. 28.
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Die Sicherheitsleistung kann laut der aktuellen
Rechtsprechung auch in Form von Bankbiirgschaften
und dergleichen geleistet werden.?

5. Mafinahmenergreifung ohne Anhdrung des
Antragsgegners

Gibt das Gericht einem Antrag statt, so gilt auch in
China der unter anderem in Art. 50 (2) TRIPS geregel-
te Grundsatz, dass die Mafinahme ohne Anhorung des
Antragsgegners durchgefiihrt werden kann, ansonsten
liefen insbesondere BeweissicherungsmafSinahmen re-
gelméfig ins Leere. Zwar ist dieser Grundsatz bislang
weder gesetzlich noch in den Auslegungsvorschriften
wortwortlich festgehalten, er ergibt sich aber dem Sinn
nach aus einigen Vorschriften, zum Beispiel aus § 103
ZPG, wonach die Partei, deren Vermogen gesichert
worden ist, dariiber nachtraglich zu unterrichten ist,
oder aus § 9 Abs. 3 der alten Patentauslegung, wonach
die Partei, gegen die sich die einstweilige Mafinahme
richtet, unverziiglich, spatestens aber bis zum Ablauf
von fiinf Tagen tiber die Mafinahme zu unterrichten ist.

Der angesprochene Diskussionsentwurf wiirde
demgegentiber in § 5 fiir das geistige Eigentum erst-
mals ausdriicklich regeln, dass bei Vereitelungsgefahr
einstweilige Maffnahmen auch ohne Anhérung der
Gegenpartei erlassen werden konnen, wobei dieser wie
auch den ,vollstreckungsunterstiitzenden Personen”,
beispielsweise Banken, innerhalb von fiinf Tagen ab
Durchfiihrung der Beschluss iiber die Mafinahme
zuzustellen ist. An dieser Stelle werden iibrigens auch
vollstreckungsunterstiitzende Personen, also nicht
notwendigerweise fiir die beanstandete Verletzung
mitverantwortliche Dritte, die mit dem Antragsgegner
gleichwohl geschiftlich verbunden sind, zum ersten
Mal als mogliche Adressaten immaterialgiiterrechtli-
cher einstweiliger MafSsnahmen erwéhnt.

III. Denkbare Ursachen fiir die geringe Inan-
spruchnahme einstweiliger Mainahmen

1. Hohe Darlegungslast

Aus dem oben zusammengefassten, derzeit gelten-
den Regelwerk und erst recht aus dem Diskussionsent-
wurf ergeben sich, wie schon angedeutet, noch keine
tibertriebenen Hiirden fiir Antragsteller. Auch dass
auf jeden Fall, also unter anderem unabhingig davon,
wie stichhaltig das Vorliegen einer Verletzung glaub-
haft gemacht werden konnte, eine Sicherheitsleistung
hinterlegt werden muss, ist keine chinesische Beson-
derheit, sondern laut einer Studie tiber einstweilige
Mafinahmen in der EU in mehreren Mitgliedstaaten
ebenfalls {iblich.?®

24 Beispielsweise laut der Entscheidung Voice of China vom
20.6.2016, FEFFE, (2016) 3t 73 7% 1 5 REFHK & <http://
bbs.mysipo.com/thread-146144-1-1.html> (zuletzt eingesehen am
2.2.2018).

25 Und in manchen Mitgliedstaaten, anders als in China, mit zusétz-
lichen Problemen behaftet, wie beispielweise unangemessen hohen
Betrdgen und biirokratischen Verzégerungen — siehe die Studie
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Allerdings wird bislang in der Praxis, wie noch
auszufiihren sein wird, Antragstellern eine hohe Dar-
legungslast im Hinblick auf Belege iiber das Vorliegen
einer Verletzung und die Wahrscheinlichkeit irrepa-
rablen Schadens auferlegt, auflerdem mdiissen sie re-
gelmdfiig den Einwand entkréften, dass die begehrte
Mafsnahme geeignet sei, das offentliche Interesse zu
beeintrachtigen. Ursédchlich fiir diese strengen Anfor-
derungen mag die noch nicht vollstiandig tiberwunde-
ne Sorge um den ,Missbrauch” geistigen Eigentums
sein, von der die Immaterialgiiterrechtsdebatte des ver-
gangenen Jahrzehnts bestimmt gewesen war. Damals
hatten vor allem auslédndische Unternehmen in der Kri-
tik gestanden, durch missbrauchliche Praktiken Chinas
wirtschaftliche Entwicklung zu hemmen.?

Insbesondere die dritte Anderung des PatG von 2008
erfolgte unter dem Eindruck dieser Debatte,” und
auch der einstweilige Rechtsschutz blieb davon nicht
verschont. Tatsidchlich hiuften sich, nachdem ab 2000
zur Umsetzung von TRIPS erstmals immaterialgtiter-
rechtsspezifische Vorschriften iiber den einstweiligen
Rechtsschutz erlassen worden waren, unbegriindete,
zumeist auf zu Unrecht erteilte Schutzrechte, insbe-
sondere auf sachlich ungepriifte Gebrauchsmuster ge-
stiitzte Antrdge auf einstweilige Mainahmen.”® Das
Oberste Volksgericht reagierte darauf zunéchst 2003
mit einem Rundschreiben,? das in Bezug auf vor-
prozessuale Mafinahmen die Volksgerichte ermahnte,
darauf zu achten, dass in Patentstreitfragen der Rechts-

,Injunctions in Intellectual Property Rights” des European Observa-
tory on Counterfeiting and Piracy, <http://ec.europa.eu/internal_
market/iprenforcement/docs/injunctions_en.pdf> (zuletzt eingese-
hen am 2.2.2018), S. 6.

26 Dazu Peter Ganea, China‘’s Amended Legal Regime on Patents
for Inventions and Utility Models, in: Journal of Intellectual Property
Law & Practice, 2010, Vol. 5, No. 9, S. 650 ff.

% Fn.26.

28 Das PatG regelt Patente, Gebrauchsmuster und Geschmacks-
muster in einem Gesetz. Gebrauchs- und Geschmacksmuster werden
nach einer blofSen Formalpriifung erteilt, sie eignen sich in beson-
derer Weise fiir die Eintragung wertloser Erfindungen und deren
spatere missbrauchliche Geltendmachung. Auch die missbrauchli-
che Erlangung von sachgepriiften Patenten war zumindest bis zur
Einfithrung weltweiter Neuheit als Schutzvoraussetzung durch die
PatG-Anderung von 2008 vergleichsweise einfach méglich, da bis da-
hin nur weltweit veroffentlichte, aber nicht weltweit, sondern nur im
Inland benutzte Erfindungen als dem Stand der Technik zugehorig
und damit als neuheitsschiddlich gegolten hatten. Der Missbrauch in
Form der auf wertlose Gebrauchs- und Geschmacksmuster gesttitz-
ten Antrdge scheint tibrigens einem Bericht der European Chamber
of Commerce in China (EUCCC) zufolge nach wie vor aktuell zu
sein, trotz der erwdhnten Vorschrift in der Patentauslegung, wonach
Antrégen betreffend Gebrauchs- und Geschmacksmustern ein Re-
cherchenbericht des Patentamts tiber die Schutzfihigkeit beizufiigen
ist — siehe The European Chamber of Commerce in China, Intellec-
tual Property Rights Working Group Position Paper 2016/2017
<http://www .europeanchamber.com.cn/en/publications-
archive/429 /Intellectual_Property_Rights_Working_Group_
Position_Paper_2016_2017> (Registrierung erforderlich; zuletzt
eingesehen am 2.2.2018).

RN R BE 5% T 38 G SR R 48 ) R N A A i 2 A B
2 A B FVRAL L 4y S48 E R B A (2008) REMLF 4 9 5
<http://www .pkulaw.cn/fulltext_form.aspx?gid=109306> (zuletzt
eingesehen am 2.2.2018); es bezog sich konkret auf den Fall Eli Lil-
ly vs. Changzhou Huasheng, der dem Obersten Volksgericht davor
vom Oberen Volksgericht Shandong zur Vorabentscheidung vorge-
legt worden war.

bestand des Patents anhand eines fiir den Rechtsin-
haber positiv ausgegangenen negativen Feststellungs-
oder Nichtigkeitsverfahrens nachzuweisen sei.*® Au-
flerdem diirften nur bei wortsinngemaéfier Patentver-
letzung einstweilige Mafsnahmen iiberhaupt verhingt
werden.’!

In einer weiteren Stellungnahme von 2008 forderte
der Vizeprasident des Obersten Volksgerichts die Ge-
richte zu einer noch strengeren Priifung von Antrdgen
auf Unterlassung von vermeintlichen Rechtsverletzun-
gen auf, nunmehr in Bezug auf alle Arten des geistigen
Eigentums und wiederum beschriankt auf vorprozes-
suale Mafinahmen:

[...] Die vorprozessuale Unterlassung ist nur
dann anzuordnen, wenn der Sachverhalt ver-
gleichsweise klar und die Rechtsverletzung
leicht festzustellen ist, also wenn die Ver-
letzungswahrscheinlichkeit so hoch ist, dass
sie der Gewissheit iiber das Vorliegen ei-
ner Verletzung gleichkommt. Die Gerichte
haben den Grad der Verletzungswahrschein-
lichkeit mit angemessener Genauigkeit zu
bestimmen. Was Marken- und Urheberrechts-
streitfille angeht, insbesondere in leicht als
Verletzung und vorsétzlich begangenen Ver-
letzungsfdllen erkennbaren Falschungs- oder
Pirateriefdllen, sind einstweilige Mafsnahmen
ohne Zogern zu verhdngen. Bei der Uberle-
gung, ob dem Antragsteller ein nicht wieder-
gutzumachender Schaden droht, ist zu be-
riicksichtigen, ob der Schaden nicht in Geld
wiedergutgemacht werden kann und welche
Aussicht auf derartige Wiedergutmachung
besteht. Kann in Geld wiedergutgemacht wer-
den oder ist die Wiedergutmachung in Geld
bestimmbar, und besteht dartiber hinaus rea-
listische Aussicht auf solche Entschiadigung,
sollte in der Regel nicht von einem nicht
wiedergutzumachenden Schaden ausgegan-
gen werden. Die Sicherheitsleistung ist in
angemessener Hohe und effizient zu bestim-
men. Ihre Berechnung soll insbesondere den
moglichen Schaden fiir den Antragsgegner
nach Verhdngung einer Mafinahme bertick-
sichtigen, kann aber auch anhand des Scha-
densersatzes fiir den Antragsteller erfolgen.
Vom Antragsgegner vorgebrachte Einwédnde
hinsichtlich des o6ffentlichen Interesses sind
streng zu priifen. Sie sind in der Regel zu

30 Insofern allerdings vergleichbar mit der deutschen Praxis, siehe

weiter unten.

31 So allerdings auch OLG Hamburg vom 27.11.2014, GRUR RR
2015,S.137 -, Hydraulikschlauchgriffteil” — mit Blick auf Gebrauchs-
muster; kritisch dazu Thomas Kiihnen, Handbuch der Patentverlet-
zung, 9. Aufl. 2017, S. 704.

32 Aus der Niederschrift der Rede des damaligen Vizeprésidenten
des Obersten Volksgerichts, CAO Jianmin, auf der Zweiten Tagung
2008 zur Gerichtlichen Arbeit im Bereich des Geistigen Eigentum (I
1N F TR I I I WS 7 S U 4 Ik e SR AU A A i
/IS 2008) <http:/ /china.findlaw.cn/lawyers/article/ d454193.
html> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018).
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berticksichtigen, wenn herausragende Inter-
essen der Gesellschaft wie die offentliche Ge-
sundheit oder der Umweltschutz betroffen
sind.

Eine Stellungnahme des Vizeprasidenten des Obers-
ten Volksgerichts ist nicht bindend wie eine Justiz-
auslegung, gleichwohl hat sie laut Auskunft von in
China tdtigen Praktikern eine Wirkung bei den Ge-
richten dahingehend hinterlassen, dass sie Antrage auf
einstweilige Mainahmen nochmals strenger priiften.*
Schon die Aufforderung, Antrdgen nur dann statt-
zugeben, wenn Gewissheit tiber das Vorliegen einer
Verletzung besteht, geht hinsichtlich des eingeforder-
ten Wahrscheinlichkeitsgrades weit iiber die ,Glaub-
haftmachung” hinaus, die beispielsweise deutschen
Gerichten in der Regel ausreicht.** Auch sollte die Vor-
gabe, dass die Moglichkeit eines irreparablen Schadens
und damit Dringlichkeit dann nicht festgestellt wer-
den diirfe, wenn Aussicht auf spatere Entschddigung
besteht, zumindest derzeit noch die meisten Antridge
zu Fall bringen, da die von den Volksgerichten errech-
neten Schadensersatzbetrage in der Regel sehr niedrig
sind. Der Hauptgrund dafiir ist die in den Gesetzen
tiber das geistige Eigentum vorgesehene Berechnungs-
methode des , gesetzlichen Schadensersatzes”, wonach
Gerichte den Betrag auf Grundlage von Art und Um-
stinden der Verletzung und dergleichen relativ frei
bestimmen kénnen, allerdings nur bis zu einer gesetz-
lich bestimmten Hohe.®® Zwar regeln das PatG in § 65
Abs. 2, das UrhG in § 49 Abs. 2 und das MarkenG in
§ 63 Abs. 3, dass erst dann auf diese Berechnungsart
zurtickgegriffen werden darf, wenn eine Berechnung
nach dem tatsdchlichen Schaden, nach dem Verletzer-
gewinn oder nach der Lizenzanalogie nicht moglich
ist, tatsdchlich aber wird sie zurzeit am hiufigsten an-
gewendet.*

Immerhin ist eine baldige Abkehr von dieser Pra-
xis zu erwarten. So enthalten das neue MarkenG in
§ 63 Abs. 2 und § 27 der jiingsten Justizauslegung
»zu einigen Fragen der Rechtsanwendung auf Patent-
verletzungsstreitigkeiten” vom 25. Januar 2016 eine
Beweiserleichterung im Falle der Berechnung nach
dem Verletzergewinn.”” Demnach kénnen die Gerich-
te den Schadensbetrag allein aufgrund der vom Klager
gemachten Angaben bestimmen, wenn sich die be-
klagte Partei grundlos weigert, die zur Ermittlung

3 Auch im Hinblick auf andere Bereiche der Durchsetzung des

geistigen Eigentums wird die Stellungnahme als wegweisend ver-
standen und entsprechend hiufig angefiihrt, siche beispielsweise
Oliver Pfaffenzeller (Fn. 20), S. 208 ff. (226 f.).

34 Zum Markenrecht Karl-Heinz Fezer, Markenrecht, 4. Aufl. 2009,
MarkenG § 14 Rn. 1086.

%5 Nach Art. 63 MarkenG betrégt diese 3 Mio Yuan, also ca.340.000.-
Euro, nach Art.65 PatG derzeit 1 Mio. Yuan, also ca. 128.000.- Euro,
wobei der Hochstbetrag laut den Plinen zu einer vierten PatG-
Reform auf 5 Mio. Yuan angehoben werden soll.

36 Oliver Pfaffenzeller (Fn. 20), S. 228 f.; HU Jingjing, Determining Da-
mages for Patent Infringement in China, in: IIC 2016, S. 5.

7 B N R B % T LR AL L R 2 4 S 0 B A
@R (=) , Amtsblatt des Obersten Volksgerichts 2016, Nr.
4,S. 16 ff.; <http:/ /www.sipo.gov.cn/zcfg/flfg/ z1/sfjs /201603 /t20
160322_1253917 html> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018).
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des Verletzergewinns benétigten Informationen offen-
zulegen. Mit Riickgriff auf diese Erleichterung (ein
Auskunfts- oder gar Rechnungslegungsanspruch ist in
China nicht vorgesehen) hat das Pekinger Gericht fiir
Geistiges Eigentum in seiner Entscheidung im Patent-
streit Watchdata vs. Hengbao vom 9. Dezember 2016
bereits einen fiir chinesische Verhaltnisse ungewohn-
lich hohen Schadensersatz von umgerechnet ca. 6,6
Mio. Euro bestimmt, wenn auch ohne Verweis auf die
erwahnte Auslegung des Obersten Volksgerichts. Der
hohe Betrag kam auch dadurch zustande, dass das
Gericht erstmals die tatsdchlich angefallenen Anwalts-
kosten als ,,angemessene Kosten der Verfolgung” gem.
§ 65 PatG hinzurechnete. Bislang hatten die Betrédge, die
die Gerichte als , angemessene Kosten” betrachteten,
stets weit unter den tatsdchlich angefallenen Ausgaben
gelegen. Jedenfalls konnte der Trend zu héheren Scha-
densersatzbetridgen mit Blick auf einstweilige Mafinah-
men bedeuten, dass es Antragstellern kiinftig leichter
fallen wird, die Gerichte vom Unvermégen des An-
tragsgegners zu einer angemessenen Entschadigung zu
iiberzeugen.

SchlieSlich sind die Gerichte aufgrund der vorge-
nannten Anweisung des Obersten Volksgerichts von
2008 auch noch gehalten, einstweilige Mafsnahmen
zu versagen, wenn sie eine Beeintrdchtigung des 6f-
fentlichen Interesses zur Folge haben kénnten. Die
Moglichkeit einer solchen Versagung ist durchaus ge-
geben. So hatte das Oberste Volksgericht in seiner
vielzitierten Entscheidung Wuhan Jingyuan Enginee-
ring Co. Ltd. v Japan Fuji Water Co. Ltd. und Huayang
Electric Industry Co. Ltd. vom 2009 trotz Feststellung
einer Patentverletzung im Hauptsacheverfahren aus
Sorge um die Energieversorgungssicherheit davon ab-
gesehen, die Einstellung der verletzenden Verwendung
einer Entschwefelungsanlage anzuordnen.®* Mégliche
Beeintrdchtigungen des offentlichen Interesses wer-
den von den Gerichten bei Antrdgen auf einstweilige
Mafinahmen regelmifiig gepriift. Allerdings kénnen
insbesondere Verbraucherschutzerwédgungen auch die
Gewdhrung einer einstweiligen Mafinahme begtinsti-
gen, wenn zum Beispiel die Fortfithrung der bean-
standeten Handlung Verbrauchertduschung zur Folge
haben konnte.*

3 Ut A AR R oA B VR SR A R FIAR & & AR
%8, (2015) U R T35 441 5.

IR R B TR AR A A H AR R (K Tl bk 5
St EHBELERAARLLALH AL R R=
& 7% 8 5 <http://ipr.court.gov.cn/sdjdws/201104/t20110413_
98892.html> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018); Zusammenfassung in
englischer Sprache von China Patent Agent (H.K.) Ltd. <http://
www.cpahkltd.com/EN/info.aspx?n=20100416101734790118> (zu-
letzt eingesehen am 2.2.2018).

%0 S0 in der Blizzard (% %5)-Entscheidung des Guangzhouer Ge-
richts fiir geistiges Eigentum vom 9.3.2015 im Zusammenhang
mit urheberrechtsverletzenden Videospielen; (2015) - 41 ik & &
Y] 4 2-1 5, von der Seite des Gerichts in Word herunterlad-
bar <http://www.gipc.gov.cn/showu/big_content.jsp?id=C71E90
4814C00001F642A2E01F404EBO> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018);
dabei bezog sich die Entscheidung auf die damals noch gelten-
den Fassung des am 4.11.2017 umfassend gednderten Gesetzes
gegen den unlauteren Wettbewerb vom 2.9.1993, freilich ohne kon-
krete Bestimmungen zu nennen. Es werden nur die Tatbestinde
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Trotz dieser erfreulichen Entwicklungen ist die Dar-
legungslast nach wie vor vergleichsweise hoch, auch
und gerade im Falle von Antrdgen, die technisch we-
niger komplexe Schutzrechte wie Urheberrechte oder
Marken betreffen. Deutschen Gerichten beispielsweise
geniigt bei Antrdgen, die keine technisch anspruchsvol-
len Patente zum Gegenstand haben, neben der Glaub-
haftmachung des Verfiigungsanspruchs der Nachweis
einer gewissen Dringlichkeit, der in der Regel als er-
bracht gilt, wenn ein nicht zu langer Zeitraum seit
der Kenntnisnahme der Verletzung verstrichen ist.*!
§ 12 Abs.2 des UWG enthélt fiir lauterkeitsrechtliche
Streitigkeiten sogar eine widerlegliche Dringlichkeits-
vermutung. Nur in Patentstreitfdllen ist die Darle-
gungslast deutlich hoher. Wenn es dem Antragsteller
nicht gelingt, das Gericht anhand der ihm verfiigba-
ren Unterlagen von einem stabilen Rechtsbestand und
einer vergleichsweise hohen Wahrscheinlichkeit des
Schutzrechtseingriffs zu tiberzeugen, bleibt ihm der
einstweilige Rechtsschutz in der Regel versagt.*?

Dem angesprochenen Diskussionsentwurf des
Obersten Volksgerichts zufolge wird sich am Katalog
dessen, was Gerichte vor der Durchfithrung einer
einstweiligen Mafinahme zu priifen haben, wenig
dndern. So sollen sie geméafs § 7 weiterhin, unter an-
derem anhand der Einschidtzung des Rechtsbestands
des streitgegenstidndlichen Schutzrechts, priifen, wie
wabhrscheinlich ein Klageerfolg des Antragstellers im
Hauptsacheverfahren ist, desweiteren, ob im Falle des
Ausbleibens einer Mafinahme dem Antragsteller ein
irreparabler Schaden droht, aber auch, ob der Scha-
den des Antragsgegners im Falle der Durchfiihrung
der Mafsnahme nicht deutlich hoher ausfallen wird
(vergleichbar mit dem im Vereinigten Konigreich
angewendeten balance of convenience-Test),*® und
schliellich, ob die beantragte Mafsnahme geeignet
ist, das oOffentliche Interesse zu beeintrdchtigen. Al-
lerdings betont § 7 auch, dass die Notwendigkeit
einer einstweiligen Mafinahme fortan aufgrund einer
zusammenfassenden Priifung beurteilt werden soll,
womit wohl eine die genannten Faktoren gegenein-
ander abwigende Gesamtpriifung gemeint ist. Damit
konnte eine einstweilige Mafinahme eher als bisher
beispielsweise auch dann bewilligt werden, wenn zwar
ein hoher Schaden auf Seiten des Antragsgegners zu

der Verwechslungsgefahr hervorrufenden ,eigenméchtigen Verwen-
dung der besonderen Bezeichnung einer Ware” auf die § 5 Abs. 2 des
UWG a.F. zutreffen dtirfte, sowie die ,unwahre Werbung”, diein § 9
des UWG a.F. geregelt ist, genannt.

41 Zum Urheberrecht siehe Axel Nordemann/Christian Cyzchowski,
Rn. 592 in: Gordian N. Hasselblatt (Hrsg), MAH Gewerblicher Rechts-
schutz, 2017, zum Lauterkeitsrecht Jochen Schlingloff, Miinchener
Kommentar zum Lauterkeitsrecht, 2. Aufl. 2014, § 12, Rn. 339; zum
Markenrecht Karl-Heinz Fezer, (Fn. 34), § 14 Rn. 1081-1086, wobei die
analoge Anwendung des § 12 Abs. 2 auf Marken strittig ist.

4 Eingehend dazu Thomas Kiihnen (Fn. 31), S. 700 ff.; siche auch
Klaus Grabinski/Carsten Ziilch, § 139, in: Georg Benkard, Patentgesetz,
11. Aufl. 2015, § 139 Rn. 150-155.

43 Ausfiihrlich MEI Gang, Interlocutory Injunctions in IP Infringe-
ment Actions in England and Wales and in Ireland — American Cya-
namid Revisited, in: IIC 2015, S. 175; Auf den balance of convenience-
Test hatte tibrigens auch das Pekinger Gericht fiir Geistiges Eigentum
in der erwahnten Voice of China-Entscheidung zuriickgegriffen.

erwarten ist, der Rechtsbestand des Schutzrechts und
das Vorliegen einer Verletzung aber so klar auf der
Hand liegen, dass der Antragsteller im Hauptsache-
verfahren mit hoher Wahrscheinlichkeit Erfolg haben
wird.

§ 8 des Entwurfs konkretisiert weiterhin in einem
beispielhaften Katalog, unter welchen Umstidnden von
einem irreparablen Schaden auszugehen ist. Solche
Umstdnde konnen sein: die Schwachung der Wett-
bewerbsposition des Antragstellers, indem er seiner
Marktanteile beraubt oder in ruindsen Preiswettbe-
werb gedrdngt wird, unkontrolliertes Anwachsen des
Schadens aufgrund fortgesetzter Verletzungshandlun-
gen, die Gefahr eines Eingriffs in personliche Rechte,
wenn die beanstandete Handlung stattfindet (dies ist
wohl vor allem auf Urheberpersonlichkeitsrechte be-
zogen) oder das Unvermdgen des Antragsgegners zur
spdteren Schadensersatzleistung (das wohl in Zukunft
leichter nachgewiesen werden kann, siehe Ausfithrun-
gen oben).

§ 8 des Entwurfs regelt allerdings auch Umstéinde,
unter denen die Gefahr eines irreparablen Schadens
ausgeschlossen sein soll, so beispielsweise, wenn zwi-
schen dem Zeitpunkt der Kenntniserlangung von der
angeblichen Verletzung und der Antragstellung ein un-
angemessen langer Zeitraum verstrichen ist, was, wie
erwdhnt, auch in Deutschland zur Schutzversagung
fiihren kann. Auch soll der Umstand, dass der An-
tragsteller das Patent nicht benutzt oder anderweitig
(beispielsweise durch Lizenzvergabe) verwertet und
auch nicht vorhat, dies zu tun, dringlichkeitsschédlich
sein. Letzteres ist offenbar als Angriff auf sogenannte
,Patenttrolle“oder non-practicing entities zu verstehen,
die Patente zwecks Erzwingung von Lizenzgebiihren
lediglich horten, ohne selber einem wertschépfenden
Gewerbe nachzugehen.** Da der Entwurf diesen Hin-
derungsgrund so stark hervorhebt, ist davon auszuge-
hen, dass nach Auffassung des Obersten Volksgerichts
ein erfolgreicher Einwand der Nichtbenutzung auch
dann zu einer Versagung der beantragten Mafinah-
me fithren soll, wenn die anderen Voraussetzungen
fiir einstweiligen Rechtsschutz erfiillt sind, beispiels-
weise keine Zweifel am Eingriff in das Schutzrecht
bestehen und auch dessen Rechtsbestand erwiesen ist.
Womoglich wire eine neutralere Formulierung ange-
bracht, etwa dergestalt, dass Gerichte die Frage der
Schutzrechtsbenutzung durch den Antragsteller bei
der Beurteilung der Dringlichkeit lediglich mitberiick-
sichtigen sollen.

4 Eine shnliche Absicht verfolgt der 2015 zur 6ffentlichen Diskus-
sion vorgestellte Entwurf einer vierten Anderung des Patentgesetzes,
dessen Art. 14 Patentinhaber verpflichtet, ihre Schutzrechte nach
dem Prinzip von Treu und Glauben auszuiiben und insbesondere
von missbrauchlichen und wettbewerbsbeschrénkenden Prakti-
ken Abstand zu nehmen, siehe Gegeniiberstellung von bisherigen
und neuen Vorschriften auf der Seite des Staatsamts fiir Geistiges
Eigentum: <http://www.sipo.gov.cn/ztzl/ywzt/ zlfjgssxzdscxg/
xylzlfxg /201504 /t20150401_1095940.html> (zuletzt eingesehen am
2.2.2018).
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2. Alternativer administrativer Rechtsschutz

Ein weiterer Grund fiir die vergleichsweise selte-
ne Inanspruchnahme des einstweiligen Rechtsschutzes
konnte die alternative Verfiigbarkeit administrativen
Rechtsschutzes sein. Die behordliche Verfolgung von
Schutzrechtsverletzungen ist fester Bestandteil der chi-
nesischen Rechtsdurchsetzung. Die einst zur Flankie-
rung der noch im Reifen begriffenen Justiz eingerich-
teten regionalen Patent- und Urheberrechtsbehorden,
fiir Marken- und Lauterkeitsfdlle zustindigen Amter
fir Industrie und Handel und weiteren Behorden, so
die fiir die Bekdmpfung von gefilschten geographi-
schen Angaben zustindigen regionalen Ableger des
Landwirtschaftsministeriums, haben 2016 insgesamt
189,000 Verletzungsfille verfolgt.*

Der administrative Rechtsschutz bietet gegentiber
dem Zivilverfahren den Vorteil eines rascheren und
kostengiinstigeren Ablaufs. Beispielsweise muss im
Falle einer Beschwerde wegen Patentverletzung die
angerufene lokale Behorde fiir geistiges Eigentum in-
nerhalb von fiinf Arbeitstagen tiber die Zuldssigkeit
des Antrags entscheiden, und auch danach ist das Ver-
fahren strengen Fristen unterworfen.® Ahnlich verhalt
es sich mit den Verfahren vor den Urheberrechtsamtern
und den Amtern fiir Industrie und Handel.*’ Es kann
daher mit einiger Berechtigung angenommen werden,
dass vom administrativen Rechtsschutz in China ein
guter Teil derjenigen Rechtsinhaber Gebrauch macht,
die sich in Lindern, in denen dieses Schutzinstru-
ment nicht verfiigbar ist, fiir ein Zivilverfahren mit
vorgeschalteten einstweiligen Mafinahmen entschie-
den hitten. Die administrative Rechtsdurchsetzung
wird besonders hédufig von chinesischen Rechtsinha-
bern in Anspruch genommen, allerdings greifen auch
ausldandische Rechtsinhaber darauf zurtick. Besonders

45 Bericht des Staatsamts fiir geistiges Eigentum (SIPO) ,2016

Intellectual Property Rights Protection in China” <http://english.
sipo.gov.cn/laws/whitepapers/201709/t20170901_1318264.htmI>
(zuletzt eingesehen am 2.2.2018), S. 8, ab S. 13 weiter aufgeschliisselt
u.a. nach Art des geistigen Eigentums.

4 Laut den vom Staatsamt fiir Geistiges Eigentum am 29.12.2010
erlassenen und am 1.7.2015 gednderten Mafinahmen {iiber die be-
hordliche Patentdurchsetzung des Patentrechts & F| 47 B $h i I
#: <http:/ /www.sipo.gov.cn/zwgg/jl/201506 /t20150601_1125506.
html> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018); die letzte Anderung hat den
MafBinahmen in § 21 eine Vorschrift hinzugefiigt, wonach ein be-
hordliches Patentverletzungsverfahren nicht langer als drei Monate
dauern und nur ausnahmsweise in besonders komplizierten Fallen
um hochstens einen Monat verlangert werden darf.

47 Laut§ 13 der vom Staatlichen Urheberrechtsamt erlassenen Mafi-
nahmen zur Durchfithrung von urheberrechtlichen Verwaltungsstra-
fen vom 7.5.2009 3& 1k 47 B AL 5 52 0 i: <http:/ /www.wipo.
int/edocs/lexdocs/laws/zh/cn/cn037zh.pdf> (zuletzt eingesehen
am 2.2.2018) haben die lokalen Urheberrechtbehérden innerhalb von
15 Tagen (dem Wortlaut zufolge nicht , Arbeitstagen”) ab dem An-
trag zu entscheiden, ob sie ein Verfahren einleiten; laut Regel 17 der
am 4.9.2007 vom Staatsamt fiir Industrie und Handel erlassenen Be-
stimmungen {iber das behordliche Strafverfahren vor den Industrie-
und Handelsverwaltungsorganen T. & 17 B & H L & 47 oAb B 72 7
FL5E <http://gkml.saic.gov.cn/auto3743/auto3745 /200807 /20080
715_112426 htm> > (zuletzt eingesehen am 2.2.2018) betrégt die Frist,
innerhalb derer die lokalen Industrie- und Handelsbehérden tiber ei-
nen Antrag auf Verfolgung unter anderem von Markenverletzungen
oder unlauterem Wettbewerb zu befinden haben, sieben Arbeitstage,
die ausnahmsweise auf 15 Arbeitstage verlangert werden kann.
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gute Erfahrungen sollen Ausldnder mit dem Behorden-
schutz auf Messen nach Mafigabe der am 10. Januar
2006 vom Handelsministerium, vom SIPO und vom
Nationalen Urheberrechtsamt gemeinsam erlassenen
»Mafinahmen zum Schutz des geistigen Eigentums auf
Messen”#® gemacht haben.

Der behordliche Schutz ist aber auch mit Nachteilen
behaftet. So scheint der sogenannte Lokalprotektio-
nismus, also der Schutz ortsanséssiger Verletzer ge-
gen Anspriiche von ortsfremden Rechtsinhabern, im
Bereich der behordlichen Verfolgung nach wie vor
eine Rolle zu spielen,” wohingegen diesbeziigliche
Kritik an den Gerichten weitgehend verstummt ist.
Auch konnen Behorden, anders als Gerichte, Rechts-
verletzer nicht zu Schadensersatz verurteilen, da ihre
Aufgaben auf die Wahrung der Marktordnung gerich-
tet sind. Dazu gehort die Unterbindung von Piraterie
und dergleichen im Verbraucherinteresse, nicht aber
die Bestimmung des Schadensersatzes, die als private,
zwischen den Parteien auszuhandelnde Angelegenheit
angesehen wird. Hochstens diirfen die Behoérden auf
Wunsch der Parteien in der Schadensersatzfrage ver-
mitteln. Auch verlieren Rechtsinhaber, da die behord-
liche Verfolgung von Rechtsverletzungen {iberwiegend
im Interesse der Offentlichkeit erfolgt, weitgehend die
Gelegenheit, Einfluss auf den Verfahrensverlauf zu
nehmen, sich beispielsweise vor einer Behordenent-
scheidung mit der Gegenpartei zu einigen. Man sollte
also annehmen, dass vor allem Patentinhaber, die mit
ihren Klagen gegen Wettbewerber oft strategische Zie-
le verfolgen, dem Zivilklageweg den Vorzug geben.

Dennoch, trotz aller Kritik und entgegen der Erwar-
tung, dass der Behordenschutz, insbesondere die be-
hordliche Verfolgung von Patentverletzungen, nur eine
voriibergehende Erscheinung sei, bis geniigend ge-
richtliche Kapazitdten aufgebaut sein wiirden,® deu-
ten die Pline zur Reform des geistigen Eigentums
gerade im Patentbereich nicht nur auf eine Versteti-
gung, sondern auf eine weitere Starkung des Behorden-
schutzes hin.>! Dies wiirde freilich nur der gestiegenen
Nachfrage nach diesem Schutzinstrument auch unter

8RS E R AR 3 3, engl. Ubersetzung: <http://www.
wipo.int/wipolex/en/text jsp?file_id=182340> (zuletzt eingesehen
am 2.2.2018); den Vorschriften zufolge soll jede Messe, die drei Ta-
ge oder langer dauert, mit einer Kontaktstelle ausgestattet sein, die
auch von einem Vertreter einer lokalen Fachbehorde fiir geistiges Ei-
gentum zu besetzen ist. Die Kontaktstelle ist unter anderem befugt,
Beschwerdefiihrern Hilfestellung bei der Sicherung von Beweisen
zu leisten und den Kontakt mit einer zustdndigen lokalen Fachbe-
horde fir geistiges Eigentum (hier i.S. von Patenten, Gebrauchs-
und Geschmacksmustern), fiir Industrie und Handel oder fiir das
Urheberrecht herzustellen, die dann gegebenenfalls weitere Schritte
einleitet.

4 CAO Jingjing, Dual Enforcement System, in: Stefan Luginbuehl/Pe-
ter Ganea (Hrsg.): Patent Law in Greater China, Edward Elgar 2014,
S. 195 (206); siehe auch Mark Cohen/David Kappos/Randall Rader, Faux
Amis: China-US Patent Administrative Enforcement Comparison, in:
China Patents & Trademarks 4/2016, S. 33 ff.

50 Mark Cohen/David Kappos/Randall Rader (Fn. 49).

51 Unter anderem sollen die behordlichen Geldstrafen drastisch er-
hoht werden, auflerdem sollen Behorden erweiterte Befugnisse zur
Untersuchung von Verletzungshandlungen erhalten — kritisch da-
zu JIAO Yan, Recommendations on Revised Draft of the Patent Law
(Draft for Review), in: China Patents & Trademarks 2/2016, S. 32;


http://english.sipo.gov.cn/laws/whitepapers/201709/t20170901_1318264.html
http://english.sipo.gov.cn/laws/whitepapers/201709/t20170901_1318264.html
http://www.sipo.gov.cn/zwgg/jl/201506/t20150601_1125506.html
http://www.sipo.gov.cn/zwgg/jl/201506/t20150601_1125506.html
http://www.wipo.int/edocs/lexdocs/laws/zh/cn/cn037zh.pdf
http://www.wipo.int/edocs/lexdocs/laws/zh/cn/cn037zh.pdf
http://gkml.saic.gov.cn/auto3743/auto3745/200807/t20080715_112426.htm>
http://gkml.saic.gov.cn/auto3743/auto3745/200807/t20080715_112426.htm>
http://www.wipo.int/wipolex/en/text.jsp?file_id=182340
http://www.wipo.int/wipolex/en/text.jsp?file_id=182340

Ganea, Zur Reform des einstweiligen Rechtsschutzes im geistigen Eigentum Chinas, ZChinR 2017

Patentinhabern gerecht werden. So wurden 2016 allein
48.916 Patentfille von den lokalen Amtern fiir geisti-
ges Eigentum untersucht, was einen Anstieg gegentiber
dem Vorjahr von 36,5 % bedeutet. Zwar betreffen die
meisten dieser Félle Patentberiihmungen und derglei-
chen, die hdufig von Amts wegen verfolgt werden, aber
immerhin auch 20.859 eigentliche Verletzungsfille, in
denen sich Patentinhaber anstatt einer Zivilklage fiir
ein behordliches Vorgehen entschieden haben.®? Deren
Anstieg gegeniiber dem Vorjahr belduft sich wiederum
auf beeindruckende 42,8 %.>®> Administrativer Schutz
wird somit nicht nur in Marken- und Urheberrecht-
spirateriefillen, sondern auch im Patentrecht immer
beliebter. Er ist lingst keine Ubergangslosung mehr,
sondern diirfte weiterhin, womoglich stdrker als bis-
her, anstelle des Zivilverfahrens mit vorgeschaltetem
einstweiligen Rechtsschutzes in Anspruch genommen
werden.

3. Kurze Hauptsacheverfahren

Ein eigentlich erfreulicher Umstand, ndmlich dass
erstinstanzliche Hauptsacheverfahren in Urheber- und
Markenfillen im Schnitt vergleichsweise ertragliche
funf Monate, in technisch schwierigen Patentfallen et-
wa zehn Monate dauern,®* mag mit ein Grund fiir
die seltene Inanspruchnahme des einstweiligen Rechts-
schutzes sein. Dieser Zusammenhang, wonach mit
der Verkiirzung der durchschnittlichen Dauer der
Hauptsacheverfahren die Nachfrage nach einstweili-
gem Rechtsschutz abnimmt, wurde auch im Vereinig-
ten Konigreich beobachtet, wo insbesondere kiirzere
Zeitabschnitte bis zum Beginn des Hauptsacheverfah-
rens als eine Ursache fiir den Riickgang an Antrdgen
auf einstweilige Mafinahmen genannt werden.% Umge-
kehrt konnten in Italien die extrem langen Verfahrens-
dauern — das Land ist diesbeziiglich nach Angaben der
OECD Europa-Champion®® — mit ursichlich fiir die Be-
liebtheit des einstweiligen Rechtsschutzes sein.”

siehe auch LI Huihui, Introduction to the Forth Revision of Chinese
Patent Law, in: China Patents & Trademarks 3/2015, S. 59.

52 Wobei noch einmal einschrinkend darauf hingewiesen wer-
den soll, dass nach der chinesischen Terminologie die hinsichtlich
ihrer Eignung zur technisch wenig anspruchsvollen Nachahmung
den Kennzeichen- und Urheberrechten dhnlichen Geschmacksmus-
ter ebenfalls unter ,Patente” eingeordnet werden und die lokalen
Amter fiir geistiges Eigentum auch fiir deren Durchsetzung zustin-
dig sind. Leider war nicht zu ermitteln, wie viele der iiber 20.000
behordlichen Verletzungsverfahren auf Geschmacksmuster entfie-

len.
53

54

Bericht des Staatsamts fiir geistiges Eigentum (Fn. 45), S. 13 ff.
Laut der von der Sozietdt Rouse betriebenen Datenbank CIE-
LA,die die administrative und gerichtliche Rechtsdurchsetzung
in China dokumentiert <http://www.ciela.cn/en> (registrierungs-
pflichtig; zuletzt eingesehen am 2.2.2018).

55 Laut der unverdffentlichten Studie ,Analysis of Interlocutory
Injunctions and Trends Following the Implementation of Directive
2004/48/EC” des EUIPO vom 21.10.2016, S. 15.

56 <http://www.oecd.org/eco/growth/Civil%20Justice%20
Policy%20Note.pdf> (zuletzt eingesehen am 2.2.2018).

57 Daneben spielen aber wohl auch die beschriebenen, vergleichs-
weise geringen Anforderungen an den Nachweis der Dringlichkeit
eine Rolle, ebenso der in der genannten Studie des European
Observatory on Counterfeiting and Piracy (Fn. 25) angefiihrte Um-

Mit Blick auf China ist freilich einschrankend zu be-
merken, dass sich in Féllen mit Auslandsberiihrung
die Verfahren erheblich verlingern und in komplizier-
ten Angelegenheiten bis zu zwei Jahre dauern kénnen.
Daher sollten gerade auslédndische Rechtsinhaber ein
gesteigertes Interesse an einem gut zugénglichen einst-
weiligen Rechtsschutz haben.

IV. Zusammenfassung und Ausblick

Die chinesische Justiz ist im Begriff, den lange ver-
nachlédssigten einstweiligen Rechtsschutz wiederzube-
leben. Die rechtsinhaberfreundlichere Rechtsprechung
ist zwar derzeit noch auf die neu geschaffenen Gerich-
te fiir das geistige Eigentum beschrinkt, gleichwohl
steht zu erwarten, dass sie iiber kurz oder lang auf
die Volksgerichte in ganz China Signalwirkung haben
wird. Dies umso mehr, als das Oberste Volksgericht seit
einiger Zeit regelméfiig beispielhafte Entscheidungen
iiber die Durchfithrung einstweiliger Mafinahmen in
seinen Fallsammlungen zum geistigen Eigentum publi-
ziert.

Auch die geplante neue Auslegung des Obersten
Volksgerichts tiber die Anordnung, eine Handlung zu
unterlassen oder vorzunehmen, sieht vor allem eine
etwas flexiblere Handhabung der Darlegungslast der
Antragsteller vor, zudem stellt sie klar, dass einstweili-
ge Verfiigungen auch wihrend des Verfahrens erlangt
werden koénnen. Einige Fragen konnte der Entwurf
durchaus konkreter regeln, etwa dass besondere An-
forderungen an den Nachweis des Rechtsbestands und
der Erfolgsaussichten im Hauptsacheverfahren auf Pa-
tente und Gebrauchsmuster beschriankt sein sollen.

Wie auch immer ein verbesserter einstweiliger
Rechtsschutz vor Gericht letztendlich ausgestaltet sein
wird, er diirfte sich auch in Zukunft schwer gegen
die alternative behordliche Verfolgung von Rechtsver-
letzungen behaupten, die den Plianen zur Reform des
geistigen Eigentums zufolge nicht nur beibehalten, son-
dern weiter gestdrkt werden soll.

stand, dass einstweilige Mafinahmen eine besonders starke Wirkung
entfalten,weil sie als das Ergebnis des Hauptsachverfahrens vorweg-
nehmend verstanden werden.
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On the reform of the Chinese system of provisional measures to protect intellectual property

Provisional measures to protect intellectual property, in particular injunctions to cease infringement, but also evidence
preservation orders and orders to secure or to freeze assets, are comprehensively regulated by civil procedure law and special
provisions but rarely resorted to. This article illustrates new case law that gives reason to expect that access to this instrument

of protection will be facilitated in the near future.

298



	I. Einführung
	II. Das derzeitige Regelwerk zum einstweiligen Rechtsschutz
	1. Die einschlägigen Vorschriften 
	2. Fristen 
	3. Vom Antragsteller einzureichende Belege 
	4. Sicherheitsleistung
	5. Maßnahmenergreifung ohne Anhörung des Antragsgegners

	III. Denkbare Ursachen für die geringe Inanspruchnahme einstweiliger Maßnahmen
	1. Hohe Darlegungslast
	2. Alternativer administrativer Rechtsschutz
	3. Kurze Hauptsacheverfahren

	IV. Zusammenfassung und Ausblick

